
421 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XV.GP 

Bericht 

des Justizausschusses 

über die Regierungsvorlage (5 der Beilagen): 
Bundesgesetz, mit dem das Gesetz über Ge­
sellschaften mit beschränkter Haftung geän-

dert wird 

sowie von· der F:reiheitlichen Partei'. österreichs 
der Abgeordnete Dr. B r 0 e s i g k e angehörten. 

Der Unterausschuß des Justizausschusses be-
schäftigte sich in seiner Sitzun:g. vom 

Mit ider ~eilrdorm durch das BundesgesetJZ, 11. Juni 1980 mit der gegenständlichen Materie. 

BGBL Nr.82/1974, wurde alserslter wichtiger Ober das Ergebnis seiner Arbeiten berichtete 
Schritt 'zur Änderung des Gesetzes über Gesell- Abgeordneter Dr. G rad i s c h n i k sodann in 
schaften mit beschränk!ter Haftung, gleichlaufend der Sitzung des Justizausschusses am 
mit den Bestimmungen auf dem Gebiet des Ar- 26. Juni 1980. 
beitlSv,erfassungsr,echts, ein Aufsichtsrat in Fällen 
zw,ingend vor!geschri,ebien, in ,denen bis dahin An der sich anschließenden Deba,tte beteiLigten 
keine gesetz1iche Pflicht zur BesteLlung bestanden sich die Abgeordneten BI e c h a, Dr. Hau s e r, 

Dkfm. Bau e r, Dr. Erich S c h m i d t und Dkfm. h:licte. 
DDr., K ö n i g und der Bundesminister. für 

Der vorliegende Gesetzesentwurf setzt den ein- Justiz Dr. B rod a. Von den Abgeordneten 
geschlagenen Weg der ~eilr.eform fort. Er be- Dr. Hau se r' und BI e c h a und Dkfm. 
schränkt sich ,im wesentJlichen auf die Erhöhung Bau e r wurde ein gemeinsamer umfassender 
des nicht mehr zeitgemäßen Mindeststammkapi- Abänderungsantrag zur Regierungsvorlage ein-­
tals, auf d:ie sinngemäße Anwendung der aktien- gebracht. 
rechtlichen Rechnungslegungsvorschriften für alle 
Gesellschaften und darüber hinaus für GeseU- Bei der Abstimmung wurde der Gesetz,entwurf 
schaften, für die nach Gesetz oder Gesellschafts- ,in ,der dies,em 'Boericnt beig,edruckten Fa!ssung 

unter B:erücksicht~g" ung des erwähnten gemein­v,ertrag ein Auhichts:rat bestellt werden muß, auf 
die sinngemäße übernahme de.raktienrechtli- samen Abä:nderungsantr:ligs einstimmig ang,enom-
ehen Pflichtprüfuilig und Veröffentlichung des . men. 
Jahresabschlusses sow,ieder aktienrechtlichen Be- Zu den Änderungen gegeniiber' dem Text der 
stimmungen für ,den Aufsichtsrat. R,e~ierungsvorlage wind folgendes bemerkt: 

Im Rahmen dieser vordI1inglich g,ewordenen 
1ieilrefQrm werden auch einige ,gegenstandslos 
gewordene GesetzeS'bestirnmungen beseitigt. 

Der Justizausschuß ha.t die gegenständliche Re­
giernmgsvorl:lige erstmals in seiner Sitzung am 
21. Juni 1979 der Vorber,atung unterzogen und 
zur weiteren Behandlung der Ma'terie ,einstimmig 
einen Unterausschuß eingesetzt, dem von der 
Sozialistischen' Partei öf>terr,eichs,die Abgeordne­
ten Blecha, Dr. Gradischnik, Ing. 
H'O b 1, Dr. Erich Sc h m i d t, Dr .. Ecika 
S e d a, v.on der östert'eichischen Volkspa:rtei di,e 
Abgeordneten. Dr. B le n k, Dr. Hau s e r, 
Dipl.-Kfm. DDr. K ö ntig und Dr. P e li k a n 

Zum Art. I: 

Zu Z 1 (§ 2): 

Die Neufa!ssung des § 2 wil'd an die bewähr,ten 
aktienrechtJLichen Vor,schriften (§ 34 AktG) an­
gepaßt. 

Zu Z 2 (§ 3 Abs. 2 und 3): 

Die veralteten und überholten Konzessionsbe-
stimmungen werden aufgehoben. 

. Daraus eI1geben sich auch die in 'den Z 8, 10, 
16, 25, 26, 36, 37, 42, 44, 47 und 49 vorge­
'nommenen Aufhebungen. 
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421 der Beilagen 

Zu Z 3 (§ 6 Abs. 1): 

Der ],etzte Halbsatz des § 6 a Abs. 1 d1er 
Regierungsvorlag,e wird aus rechtssystematischen 
Gründen ~n § 10 Abs. 2 un,d 3 behandelt. 

Zu Z 6 (§ 6 a Abs. 4): 

Die N eufassung dient dem leichteren Verständ­
nis im der Richtung, daß hier weine endgültige 
Regelung für SacheinJa.gen hei Gesellschaften mit 
beschränkter Haftunlg gemacht werden soLl. 

Zu Z 9 (§ 10 Abs. 1 bis 3): 

Die ,in der Regierungsvorl<lge ,in § 6 a Abs. 1 
enthaltene Verweisung auf aktienrechtliche Be­

,stimmung,en wü,d ,durch ,deren Übernahme in 
das GmbHG enetzt. 

Unter Bank im Sinn der Neufassung des § 10 
Abs. 2 und 3 sind Kreditunternehmungenzu 
verstehen, die gemäß § 11 Abs. 2 des Kredit­
wesengesetzes die Bezeichnung "Bank" führen 
dürfen. 

Zu Z 12, 14 und 40 (§ 15 Abs. 3, § 16 Abs. 4 
und § 95 Abs. 1): 

Diedlurch dile RIechtsentwicklung üherholten 
Begniffe "Staa't" und "öff,entliche Körperschaft" 
werden durch "Bund" und "öffendichrecht,Liche 
Körper,schaft" ersetzt: 

Zu Z 13 (§ 15 a): 

Die bishedg,e Bestimmung der Regierungsvolr­
lage wird durch einen Abs. 2 ergänzt, womit die 
B.es,te1lungeines Geschäftsführ,ers durch da,s Ge­
richt <luch vorgesehen w,ird, falls kein Geschäfts­
führer im Inland seinen .g.ewöhnüchen Aufent­
halt hat. Di,ese Bestimmung ist insbesondere des­
w,egen zweckmäßig, weil, maIljgels wenigstens 
eines Geschäftsführers mit gewöhnLichem Auf­
enthalt im Inland behördliche Zustellungen er­
schwel't oder unmöglich gemacht werden können. 

Zu Z 14 (§ 16): 

Die in .der Reg~erungsvorl<lge enthaltene Rege­
lung wird heibehaLten und nur eine Urnste!1ung 
von Absätzen zum 1eichoeren Verständnlis vor­
genOmmen. Der HinwelS auf die §§ 117 und 
127 des HandelsgesetZJbuches soLl zum Ausdruck 
bring,en, daß die henschende AusLegung dieser 
Bestimmungen auch hi.er s'inngemäß anzuwenden 
ist. 

Zu Z 15 (§ 22 Abs. 4): 

Der Entfatl der Worte "nach dem Vertrage" 
ist durch die Neufassung des § 23 veranlaßt. 

Zu Z 17 (§ 23): 

ihfler wirtschaftlichen Bedeutung Bedacht. So <soU 
die gesetzEche Rücklage nur für Gesellschaften 
ein~efühl't wel'den, die zw~n,gend nach Gesetz 
oder Gesellschaftsvertrag einen Auf,sichtsrat haben 
müssen. Nur für di,ese Gesellschaften sonen auch 
d1e Vorschriften für die Prüfung und die Ver­
öffenullchung ,des J anresaJbschlusses gelten. Die 
Vorschriften IÜher den Gesch;iftshericht sollen 
hingegen für alle GeselLschaften wirksam sein, die 
einen Aufsichtsrat haben. Bei der Regelung für 
die GmbH & Co KG w,irod klaJrg,estel1t, daß sie 
nur anzuwenden ist, wenn die Aufsichtsräte nach 
§ 29 Abs. 1 Z 4zu besteLlen sind. 

Zu Z 20, 21 und 22 (§§ 30, 30 abis 301 und 31): 

In diesen Be<stimmungen wel'den die aktien­
rechtlich'en Vorschl1iftlen für den Auf,s,ichrsrat in 
das GmbHRecht eingeg!i.edert. Auf die besondere 
Struktur oder GeseUschaften mit beschränkter 
Haftung wirdentspr,echend Bedacht genommen, 
insbesondere darauf, daß die GtlISellschaftetr 
(Generalversammlung oder GeseHschafterbe~ 
schlüssle) als höchstes Organ auch in Fragender 
Geschäftsführung Weisungen ,erneUen können. 
Weiters werden die' aufrechterhaltenen Bescim­
mungen des § 20 Abs. 1 GmbHG b,ei GestaJ,tung 
des § 30 j Abs. 5 berücksichtigt. 

Zu Z 24 (§ 35 Abs. 2): 

In übereinstimmung mit den aküenrechtLichen 
Vorschrift,en über die Nachgründungsoll di'ese 
für die GeseHschafoten mit beschränkt,er Haftung 
auf die el1sten zwei J ahr,e beschrän~t weI1den, falls 
im Gesellschaftsverurag nichts anderes geregelt 
wird. 

Zu Z 27 (§ 52 Abs. 6): 

Dieser Absatz wird bloß da.durch e~gänzt, d'aß 
bei Kapitalerhähungen die Ankündigung von 
Sacheinlag,en vorg,eschrieben wird. 

Zu Z 29 (§ 55 Abs. -2 erster Satz): 

Hier Wlird nur ein~ sprachliche Änderung vor­
genommen. 

Zu Z 34 (§ 76 Abs. 2): 

Das Verbot der übertra'gung von Geschäf,os­
<lnteilen vor Ablauf eines Jahres nach Entstehung 
der Gesellschaft im Fall von Sacheinlagen wird 
als überholt auf.gehoben. 

Zu Z 35 (§ 79 Abs.5): 

Hier gelten auch die vorstehenden Bemer­
kungen ,sinngemäß. 

Die Neufassung des § 23 nimmt ,in stärkerem Zu Z 37 (§ 86): 
Ausmaß als bdsher auf die Inter,essenlage bei den Die vor.genommenen Änderungen berücksich-
Gesellschaften mit besch,ränkter Haftung nach nigen den Wegfall des KonZJessionssystems. 
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Im Interesse der Einheinlichkeirt der R.echts­
mittelfris·ten .im Verwaltungsverfahren wird hier 
die Rechtsmittelfl1ist mit zwei Wochen festlgesetZJt. 

Der zweine Sa.tz des Abs. 3 wird im Hinblick 
auf die berei,ns im § 64 Abs. 1 A VG enthalt.ene 
Regelung über die aufschiebende Wirkung dier 
Berufung nicht ,in die neue ß.estimmun!g aufg,e­
nommen. 

Zu Z 43 (§ 104): 

Die Neufassung des § 104 ergibt sich ilUS der 
Aufgabe des Konzessionssystems für Kredit­
unternehmungen in der Rechtsform der 
GmbH. (vgl. Z 2). 

Zu Z 45 (§ 108): 

Die Streichung der bishe.r~g·en Z 3 ist eme 
.Folge der AufgaJbe des KonzesSiionssystems (vgl. 
Z 2). 

Die Einführ,ung des "gewöhnLichen AuJenthal­
tes" in der Z 2 bedingt aueh die entsprechenden 
Anpassungen in den Z 8, 10, 13 und 47. 

Zu Z 46 (§ 109 Abs. 1): 

Der letzte Satz des Abs. 1 wird aufg,ehoben, um 
den verfassungsrechlllichen, aus Art. 94 B-VG 
sich er.gebenden Bedenken Rechnung zu trag,en. 

Zu Z 50 (VII. Hauptstück, § 115): 

sellschafnen zugelaIssen, die kein Vollhandelsge­
werbe betr,e~ben, um die' Gesamtreehtsnachfolge 
in das Unternehmen zu ermögliChen. 

§ 11enthäh als übergangsregelung zur Klar­
stellung eine ß.estimmung, wa.s zu ~::Iten hat, 
wenn bei Inkraf.ttreten der NoveUe eine Person 
mehr als zehn oder zwanz~g Auf'9iehtsratsmandat,e 
bei GeseHschaften mit beschränkter Haftung oder 
AktiengeseUsehaJften innehat. 

Im § 13 wird eine über,gang~fl"ist für die Prü­
fung und Veröffentliehung des J ahres<l!bschlusses 
vongesehen für GeselLschaften, welehe einen Auf­
sichtsrat nicht naeh Gesetz, sond:ern nac.h. Ges·ell­
schaftsVIertrag zu beswl1e~ hahen, weil auch noch 
eine entspreehendeberufsrechtliche Gesta.ltung für 
cLie Prüfer bis dahin vorzunehmen ist. 

Einer Anregung des Präsidenten der Kammer 
der Wirtsehaftstreuhänder, den im§ 13 Abs. 1 
vorgesehenen Fristenbeginn vom 31. Dezember 
1980 auf den 31. Dezember 1983 zu verlegen, 
wurde vom Justizaussehuß nicht gefolgt, weil 
hiefür ja noch eine Frist von eineinhalb Jahren 
zur Verfügung steht, die als ausreichend ange­
sehen werden kann; dies um so mehr, als im 
Jahr 1982 die Prüfung nur jener Gesellschaften 
vorzunehmen ist, die nach dem Gesetz einen 
Aufsiehtsrat haben müssen, während bei den Ge­
sellschaften, die nach dem Gesellschaftsvertrag 
einen Aufsiehtsrat zu bestellen haben, erst im 
Jahr 1985 die Prüfungen einsetzen. 

Zum Art. IV nahm der Ausschuß folgendes 
. zur Kenntnis: 

Zur Kla.rsoellung werden die B.estimmungen des 
Akt~engesetzes übero:lis Wesen .des Konzerns 
übernommen. 

Zum Art. IU: 

Da die Novelle erst in di·esem Jahr erlas·sen 
werden soU, werdien die in den Übergangsbe­
stimmungen vorg.eseheI1len FrLstenentspreehend 
verlängert. 

Der bereits bisher sehr lange § 2 wär.e durch 
das Erfordernis weiterer übergangsbestimmungen 
unüherSliehtlieh geworden. Es wird daher die Auf­
tevllJjng in Absätze durch eine solehe in selbstän­
dige Paragraphe .ersetzt. 

Bei den Nachfl"isten in den §§ . 3 und 6 wird 
der ß.eginn des Laufes :lin die Rechtskraft des 
B!esehlusses geknüpft. 

§ 4 wird ergänzt, um klarzUlstel1en, daß aueh 
im Fall von Einzahlungen auf das Stammkapital 
inSjgesamt nieht mehr als nach § 10 Abs. 1 bar 
einzuzahlen ist. 

Im § 10 w:il1d als handelsrechdiChe Voraus­
setzung für die .steuerreehtliche übergangsrege­
lung des Artikels IV die Umwandlung von Ge-

Die Bestimmungen des Art. IV § 1 in der 
Fassung der Regierungsvorlage,' 5 dBStenProt 
Nr. XV. GP, begünstigen analog zur Bestim­
mung des Art. II§ 3 Abs. 1 des Strukturver­
besserungsgesetzes (StruktVG) ausschließlich Um­
wandlungen, die naeh den Bestimmungen des 
Umwandlungsgesetzes (UmwG) abgewickelt wer­
den. Dem in den Erläuterungen zur genannten 
Regierungsvorlage dargelegten Zweck dieser ab­
gabenreehtlichen Begleitmaßnahmen entspricht 
es aber nicht, Umgründungen von den abgaben­
rechtlichen Begünstigungen auszuschließen, die 
mangels eines von der Gesellschaft betriebenen 
Handelsgewerbes nieht unter die Bestimmungen 
des .Umwandlungsgesetzes fallen. Auch die 
Steuerreformkommission hat eine Anderung der 
Regierungsvorlage in diesem Punkt vorgesehla­
gen. Auf Grund einer im Art. III § 10 vorge­
sehenen Erweiterung des Anwendungsbereiehes 
des UmwG soll daher im § 1 Abs. 2 des Art. IV 
auch abgabenreclitlieh die Um gründung von 
Gesellschaften begünstigt werden, deren Reehts­
naehfolger ein Minderkaufmann, ein Angehöri­
der der freien Berufe -oder ein Land- und Forst­
wirt - sei es in der Form eines Einzelunter­
nehmens des Hauptgesellsehafters oder einer zum 
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Zwecke der Umwandlung errichteten Erwerbs-andererseits Unterschiede im System der Kör­
gesellschaft des bürgerlichen Rechtes, also einer perschaft- und Einkommensteuer die Buchwert~ 
Mitunternehmerschaft - ist. Voraussetzung für fortführung für einzelne Positionen ausschließen. 
die erweiterte Umwandlungsmöglichkeit ist Mit dem neuen § 1 Abs. 4 soll die an sich gebo­
dementsprechend die übertragung eines Betrie- tene Besteuerung bei der umzuwandelnden Ge­
bes im abgabenrechtlichen Sinn im Rahmen der sellschaft vermieden und eine Erfassung des 
Vermögensübertragung. Saldos aus allen Gewinnerhöhungen und Ge-

Wie schon in den Erläuterungen zur Regie- winnminderungen (wie etwa des Wertes des aus 
rungsvorlage dargelegt wurde, sollen mit der dem Betriebsvermögensvergleich ausscheidenden 
im § 1 Abs.- 3 vorgesehenen entsprechenden Grund und Bodens, der Werte der aus dem 
Anwendung der Bestimmungen der Art. II, VI Betriebsvermögen ausscheidenden Wirtschafts­
und VII StruktVG die abgabenrechtlichen Be- güter des ge will kürten Betriebsvermögens, von 
günstigungen im Zusammenhang mit Umwand- Buchgewinnen durch die Auflösung von Rück­
lungen, zeitlich beschränkt auf den übergangs- stellungen, Rücklagen usw. infolge des Wegfalles 
zeitraum und, sachlich beschränkt auf die im der Diensuiehmereigenschaft oder infolge des 
§ 1 Abs. 1 und 2 genannten Fälle, wieder wirk- überganges auf Einnahmen-Ausgaben-Rechnung) 
sam werden. Diese Wirkungen treten somit un- beim Rechtsnachfolger im ersten Wirtschaftsjahr 
abhängig vom Fortbestand des StruktVG ein. als übergangsgewinn oder übergangsverlust er­
In Verbindung mit der übernahme dieser Be- reicht und die Besteuerung des übergangsge­
stimmungen soll das Recht des Rechtsnachfol- winnes eines der Einkommensteuer unterliegen­
gers oder der Rechtsnachfolger auf Geltend- den Rechtsnachfolgers mit dem ermäßigten 
machung des Verlustabzuges gemäß § 18 Steuersatz gemäß § 37 Abs. 1 EStG ermöglicht 
Abs. 1 Z 4 EStG 1972 und - sofern sie Ge- werden. 
werbetreibende sind - des Fehlbetrages gemäß Mit dem Deuen Abs. 5 des § 1 soll die Inan­
§ 6 Abs. 3 GewStG 1953 von einer gewissen - spruchnahme der abgabenrechtlichen Begünsti­
Subjekt- und Objektidentität abhängig gemacht gungen von zwei Voraussetzungen abhängig ge­
werden. Die Rechtsnachfolger können demge- macht werden, um eine den Zwecken des ab­
mäß Verluste der umgewandelten Gesellschaft gabenrechtlichen Teiles dieses Gesetzes entspre­
nach Maßgabe ihrer Beteiligung zum Umwand- chende Anwendung zu erreichen. Diesem Ziel 
lungsstichtag geltend machen, sofern der Betrieb, entspricht es, jene Gesellschaften (und ihre 
der die Verluste verursacht hat, übertragen wird, Rechtsnachfolger) von den Begünstigungen aus­
also am Umwandlungsstichtag noch vorhanden zuschließen, in die durch Handelsregistereintra­
ist. Zur Verhinderung von Mißbräuchen soll gungen auf Grund von Anmeldungen nach dem 
der Erwerb von neuen Gesellschaftsanteilen im 31. Dezember 1979 Betriebe oder Teilbetriebe 
Wege der Einzelrechtsnachfolge nach dem 31. De- unter Anwendung der Aufwertungsmäglichkei­
zember 1979 nicht auf die Beteiligung zum Um- ten des Art. III StruktVG eingebracht werden, 
wandlungsstichtag anrechenbar sein. Davon bzw. solche, die nach dem 31. Dezember 1979 
sollen aber einerseits jene Verlust- bzw. Fehl- das Stammkapital auf ein AUSflUß von weniger 
betrags quoten nicht berührt sein, die auf nach als 500 000 S - ausgenommen im Rahmen der 
dem Eintritt des Gesellschafters entstandene vereinfachten Kapitalherabsetzung zu Sanie­
Verluste der Gesellschaft zurückzuführen sind, rungszwecken - herabsetzen. 
bzw. soll andererseits der allfällige übergang ~des Für den Fall der Verlängerung der Geltungs­
gewerbesteuerlichen Fehlbetrages nicht berührt dauer des StruktVG über den 31. Dezem­
sein, Wenn vor der Umwandlung eine die Inan- ber 1980 ist der Ju~tizausschuß aus der vorge­
spruchnah,?e der Be?ünstigungen ßemäß. § 1 nannten Erwägung der Auffassung, daß im Rah­
Abs. 5 mcht ausschlIeßende, zu emer Emzel- men der Novellierung des StruktVG eine .einer 
rechtsnachfolge führende Einbringung nach begünstigten Umwandlung folgende Einbrin­
~rt. III StruktVG stattgefunden hat und aus gungsmaßnahme nicht nur innerhalb von zwei 
dlesem Grund nach dem 31. Dezember 1979 Jahren (vgl. das VwGH-Erkenntnis vom 
neue ,Gesellschaftsanteile erworben worden sind. 10. Dezember 1979, Z1. 2648/77, 3224/79), son-

Die Voraussetzung für die Vermeidung der dern innerhalb eines längeren Zeitraumes von 
Liquidationsbesteuerung bei der umzuwandelnden der Anwendung des Art. III StruktVG ausge­
Gesellschaft durch die übertragung des gesamten nommen werden soll. 
Vermögens zu Buchwerten auf den oder die Im § 2 Abs. 1 soll in Übereinstimmung mit 
Rechtsnachfolger ist nicht stets zur Gänze er- den Umwandlungsbestimmungen des § 1 für die 
füllbar, da einerseits im Rahmen der erweiter- Steuerbefreiung der Gesellschafter aus Anlaß der 
ten Umwandlung nach § 1 Abs. 2 mit der über- Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln inner­
tragung des Betriebsvermögens ein Wechsel halb des im Gesetz vorgegebenen zeitlichen und 
innerhalb der betrieblichen Einkunftsarten oder sachlichen Rahmens die Annieldung des Er­
ein Wechsel der Gewinnermittlungsart (§ 4 höhungsbeschlusses bis zum 31. Dezember 1986 
Abs. 1, § 4 Abs. 3, § 17 EStG) verbunden ist, genügen, da der Zeitpunkt der Eintragung des 
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Beschlusses im Handelsregister von den Gesell­
schaftern nicht beeinflußt werden kann. Die 
Kapitalberichtigung kann im Rahmen der gesetz­
lichen übergangsfrist auch mehrmals mit steuer­
licherWirkung vorgenommen werden. 

Zum Art. V: 

Die V ()l1zuehungsklau~el wird ,dahin ,ergänzt, 
daß d~r Bundesminister für Finanzen zur Voll­
ziehung des § 104 sowie auch zur, Vollziehung 

Dr. Gradischnik 
Berichterstatter 

der Aufhebungsbestimmungen der §§ 116 bis 
120, welche steuer- und gebührenrechtlichen In­
halts sind, sowie des Art. IV berufen ist. 

A'ls El1g,ebruis' seiner Beratung,en stellt der 
Jus~izausschuß somit den An t rag, der Natio- / 
nalrat woHe dem an ,ge s chI 0 S S ,e n enG e-· . 
set zen It w u Ir.f die verfassungsmäßige Zu­
st1mmung erteilen. 

Wien, 1980 06 26 

Blecha 
Obmann-Stellvertreter 

-j. 
Bundesgesetz vom YYYYYYYYYY, 

mit dem das Gesetz über GeseUschaftenmit 
beschrärtkter Haftung geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

. Das Gesetz vom 6. März 1906, RGBl. Nr. 58, 
über. Gesellschaften mit beschränkter Haftung, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. 
Nr. 422/1974, wird wie folgt geändert: 

1. § 2 hat zu lauten: 

,,§2. Vor der Eintragung in das Handelsregister 
besteht die Gesellschaft als solche nicht. Wird 
vorher im Namen der Gesellschaft gehandelt, so 
haften die Handelnden persönlich zur ungeteilten 
Hand (Gesamtschuldner). 

Übernimmt die Gesellschaft eine vor ihrer 
Eintragung in ihrem Namen eingegangene Ver­
pflichtung durch Vertrag mit dem Schuldner in 
der Weise, daß sie an die Stelle des bisherigen 
Schuldners tritt, so bedarf es zur Wirksamkeit 
der Schuldübernahme der Zustimmung des 
Gläubigers nicht, wenn die Schuldübernahme 
binnen drei MO,naten nach der Eintragung der 
Gesellschaft vereinbart und dem Gläubiger von 
der Gesellschaft oder dem Schuldner mitgeteilt 
wird. 

Verpflichtungen aus Vereinbarungen über Sach­
einlagen können nicht übernommen werden." 

2. § 3 Abs. 2 und 3 werden aufgehoben. 

3. § 6 Abs. 1 hat zu lauten: 
"Stammkapital und Stammeinlage müssen auf 

einen in Schillingwährung bestimmten-Nenn­
betrag lauten. Das Stammkapital muß mindestens 
500 000 S erreichen und besteht aus den Stamm­
einlagen der einzelnen Gesellschafter, deren jede 
mindestens 1 000 S betragen muß." 

4. § 6 a Abs. 1 hat zu lauten: 
"Mindestens die Hälfte des Stammkapitals muß 

durch bar zu leistende Stammeinlagen voll aufge­
bracht werden, sofern diese nicht gemäß Abs. 2 
bis 4 niedriger sind." 

5. Im § 6 a Abs. 2 und 3 haben die Absatz­
bezeichnungen ,,(2)" und ,,(3)" zu entfallen. 

6. § 6 a ist folgender Abs. 4 anzufügen: 
"Soweit nach dem Gesellschaftsvertrag Stamm­

einlagen nicht bar zu leisten sind und den aktien­
rechtlichen Vorschriften über die Gründung mit 
Sacheinlagen entsprochen wird, ist Abs. 1 nicht 
anzuwenden; in diesem Fall sind die §§ 20, 24 
bis 27, 29 Abs. 2 und 4, §§ 39 bis 44 sowie § 25 
Abs. 4 des Aktiengesetzes 1965 unter Bedacht­
nahme auf den § 23 Abs. 3 dieses Bundesgesetzes 
sinngemäß anzuwenden." 

7.§ 7 Abs. 3 wird aufgehoben. 

8. § 9 Abs. 2 hat zu lauten: 
"Der Anmeldung sind beizuschließen: 
1. der Gesellschaftsvertrag in notarieller Aus­

fertigung; 
2. eine von den Anmeldenden unterfertigte 

Liste der Gesellschafter, die deren Namen, 
Beruf, Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthalt 
sowie den Betrag der von jedem übernom­
menen Stammeinlage und der darauf ge­
leisteten Einzahlung enthält; 

3. ein Verzeichnis der Geschäftsführer mit 
Angabe ihres Namens, Berufes; Wohnsitzes, 
gewöhnlichen Aufenthaltes und, falls diese 
nicht im Gesellschaftsvertrag bestellt sind, 
der Nachweis ihrer Bestellung in beglau­
bigter Form." 

9. § 10 Abs. 1 bis 3 haben zu lauten: 
"Auf jede bar zu leistende Stammeinlage muß 

mindestens ein Viertel, jedenfalls aber ein Betrag 

421 der Beilagen XV. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 5 von 14

www.parlament.gv.at



6 421 der Beilagen 

von 1 000 S eingezahlt sein; soweit auf eine 
Stammeinlage weniger als 1 000 S bar zu leisten 
sind, muß die Bareinlage voll eingezahlt sein. 
Auf die bar zu leistenden Einlagen müssen min­
destens insgesamt 250000 S eingezahlt sein; sind 
sie gemäß § 6a Abs. 2 bis 4 niedriger, müssen 
sie bar voll eingezahlt sein. Insofern auf eine 
Stammeinlage nach dem Gesellschaftsvertrag die 
Vergütung für übernommene Vermögensgegen­
stände angerechnet werden soll, muß die Leistung 
sofort im vollen Umfang bewirkt werden. 

D~r vor der Anmeldung der Gesellschaft einge­
forderte Betrag kann nur in gesetzlichen Zahlungs­
mitteln oder durch Gutschrift bei einer Bank im 
Inland oder der Österreichischen Postsparkasse 

7. die im § 6 Abs. 4 bezeichneten Bestimmungen 
des Gesellschaftsvertrages; 

8. Namen, Beruf, Wohnsitz, gewöhnlicher 
Aufenthalt der Geschäftsführer und die 
im Gesellschaftsvertrag enthaltenen Bestim­
mungen über die Art, in der sie ihre Willens­
erklärungen abzugeben haben." 

11. Die §§ 13 und 14 werden aufgehoben. 

12. § .15 Abs. 3 hat zu lauten: 
"Im Gesellschaftsvertrag kann die Bestellung 

von Geschäftsführern durch den Bund, ein Land 
oder durch eine andere öffentlichrechtliche 
Körperschaft vorbehalten werden." 

auf ein Konto der Gesellschaft oder der Geschäfts- 13. Nach § 15 wird die folgende Bestimmung 
führer zur deren freien Verfügung eingezahlt eingefügt: 

",:erden. ~orderungen der Geschäftsführer a~s I ,,§ 15 a. Soweit die zur Vertretung der Gesell­
diesen Elllzahlungen gegen Banken und dIe h ft C d l' h G h"ft f"h fi h1 hat .. " sc a erlor er IC en esc a s u rer e en, 
Osterreichische Postsparkasse gelten als For- sie in dringenden Fällen das Gericht auf Antrag 
derungen . der Gesellschaft. eines Beteiligten für die Zeit bis zur Behebung 

'In der A~meldung is.t die Erklärung, abzu- des Mangels zu bestellen. 
ßeben, daß dIe bar .zu lelst~nd~n Stammellllagen Dies gilt auch, wenn kein Geschäftsführer 
1~ dem au~ der LIste e~slch:hchen Betrag bar seinen ewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat." 
elllgezahlt sllld und daß dIe eIngezahlten Beträge g . 
sowie die Vermögensgegenstände, die nach dem 14. § 16 hat zu lauten: 
Gesellschaftsvertrag nicht bar auf die Stamm­
einlagen zu leisten sind, sich in der freien Ver­
fügung der Geschäftsführer befinden. Es ist 
nachzuweisen, daß die Geschäftsführer in der 
Verfügung über den eingezahlten Betrag nicht, 
namentlich nicht durch Gegenforderungen, be­
schränkt sind. Der Nachweis ist im Fall der Ein­
zahlung durch Gutschrift auf ein Konto einer 
Bank oder der Österreichischen Postsparkasse 
durch Vorlage einer schriftlichen Bestätigung 
der Bank oder der Österreichischen Postspar­
kasse zu führen; für die Richtigkeit der Bestäti­
gung ist die Bank oder die Österreichische Post­
sparkasse der Gesellschaft verantwortlich. Sind 
von dem eingezahlten Betrag Abgaben, Gebühren 
und Kosten bezahlt worden, so ist dies nach 
Art und Höhe der Beträge nachzuweisen." 

10. § 12 Abs. 2 hat zu lauten: 

"Der Veröffentlichung unterliegen: 
1. der Tag des Abschlusses des Gesellschafts-

vertrages; 
2. Firma und Sitz der Gesellschaft; 

3. der Gegenstand des Unternehmens; 
4. die Höhe des Stammkapitals und der Betrag 

. der geleisteten Einzahlungen; 

5. wenn der Gesellschaftsvertrag Bestimmun­
gen über die Art enthält, in der die von 
der Gesellschaft ausgehenden Bekannt­
machungen zu veröffentlichen sind, diese 
Bestimmungen; 

6. wenn der Gesellschaftsvertrag eine Beschrän­
kung der Dauer der Gesellschaft enthält, 
der Zeitpunkt der Auflösung; 

,,§ 16. Die Bestellung zum Geschäftsführer 
kann unbeschadet der Entschädigungsansprüche 
aus bestehenden Verträgen durch Beschluß der 
Gesellschafter jederzeit widerrufen werden. 

Ein Geschäftsführer, der Gesellschafter ist, 
kann aus einem wichtigen Grund durch gericht­
liche Entscheidung abberufen werden. Dabei 
sind die §§ 117 und 127 des Handelsgesetzbuches 
sinngemäß anzuwenden. 

Wenn die Bestellung der Geschäftsführer im 
Gesellschaftsvertrag erfolgt ist, kann die Zuläs­
sigkeit des Widerrufes auf wichtige Gründe 
beschränkt werden. In diesem Fall ist der Wider­
ruf der Bestellung wirksam, solange nicht über 
seine Unwirksamkeit, insbesondere auch über 
das Vorliegen eines wichtigen Grundes rechts­
kräftig entschieden ist (§§ 41, 42 und 44). 

Die Bestimmungen der vorhergehenden 
Absätze finden keine Anwendung auf Geschäfts­
führer, die gemäß einer Festsetzung des Gesell­
schaftsvertrages vom Bund, einem Land oder 
einer anderen öffentlichrechtlichen Körperschaft 
bestellt worden sind." 

15. § 22 Abs. 4 hat zu lauten: 
"J edem Gesellschafter ist ohne Verzug nach 

Aufstellung des Jahresabschlusses eine Abschrift 
zuzusenden. Er kann innerhalb einer Woche vor 
der zur Prüfung des Jahresabschlusses berufenen 
Versammlung der Gesellschafter oder vor Ablauf 
der für die schriftliche Abstimmung festgesetzten 
Frist in die Bücher und Papiere der Gesellschaft 
Einsicht nehmen. Eine Bestimmung, daß den 
Gesellschaftern das Einsichtsrecht nicht zustehe, 
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oder daß es innerhalb einer kürzeren Frist auszu­
üben oder sonstigen Beschränkungen unter­
worfen sei, darf in den Gesellschaft,svertrag nur 
aufgenommen werden; wenn ein Aufsichtsrat zu 
bestellen ist." . 

16. § 22 Abs. 5 wird aufgehoben. 

17. § 23 hat zu lauten: 

,,§ 23. Soweit in diesem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist, 

1. sind für die Rechnungslegung die §§ 129, 
131 bis 133 und 259 bis 261 des Aktien­
gesetzes 1965 sinngemäß anzuwenden; unter 
die Passiva ist auch der Gesamtbetrag der 
eingezahlten Nachschüsse aufzunehmen, so­
weit nicht die Verwendung eine Abschrei­
bung dieser Passivposten begründet oder 
sie den Gesellschaftern zurückgezahlt wor­
den sind; 

2. sind für Gesellschaften, für die ein Aufsichts­
rat bestellt ist, die §§ 127 und 128 des 
Aktiengesetzes 1965 sinngemäß anzu­
wenden; 

3. sind für Gesellschaften, für die nach Gesetz 
oder Gesellschaftsvertrag ein Aufsichtsrat 
bestellt werden muß, auch die §§ 130, 134 
bis 136,137 Abs. 2 und die §§ 18,138 bis 144 
des Aktiengesetzes 1965, unbeschadet der 
Geltung des § 260 Abs. 2 des Aktiengesetzes 
1965 sinngemäß anzuwenden. 

Sind Gesellschaften persönlich haftende Gesell­
schafter einer Kommanditgesellschaft und sind 
für sie Aufsichtsräte gemäß § 29 Abs. 1 Z. 4 
unter Berücksichtigung des § 29 Abs. 2 Z. 2 zu 
bestellen, so haben sie ihrem Jahresabschluß 
noch Angaben über die Höhe folgender Posten 
aus der Bilanz der Kommanditgesellschaft anzu­
fügen: des Anlagevermögens, des Umlaufver­
mögens einschließlich der Rechnungsabgren­
zungsposten, der Rücklagen,der Rückstellungen 
und Verbindlichkeiten, der Personalaufwendun­
gen (Löhne, Gehälter, soziale Abgaben und frei­
willige Sozialaufwendungen), der Abschreibun­
gen auf das Anlagevermögen, der Aufwands­
zinsen und des Reingewinns bzw. des Reinver­
lustes (Gewinn- oder Verlustvorträge sind ge­
sondert anzuführen). Sind auch diese zusätzlichen 
Angaben geprüft worden, so ist hiefür ein eigener 
Bestätigungsvermerk zu setzen. 

Als Abschlußprüfer dürfen nur nach ihren 
berufsrechtlichen Vorschriften hiezu befugte Wirt­
schaftstreuhänder gewählt oder bestellt werden. 

Die Veröffentlichung des Jahresabschlusses 
in sinngemäßer Anwendung des § 143 des Aktien­
gesetzes 1965 (Abs. 1 Z. 3) kann durch die Ver­
öffentlichungeines Hinweises auf die Einrei­
chung des Jahresabschlusses zum Handelsregister 
ersetzt werden. In diesem Fall ist die Gesellschaft 
verpflichtet,' unverzüglich auf ihre Kosten die 

für das Gericht und die Versendung durch das 
Gericht bestimmten Stücke des Jahresabschlusses 
zum Handelsregister des Sitzes der Gesellschaft 
einzureichen. Das Gericht hat unverzüglich 
jeweils ein Stück des Jahresabschlusses der nach, 
dem Sitz der Gesellschaft zuständigen Kammer 
der gewerblichen Wirtschaft, Kammer für Arbei­
ter und Angestellte, Landwirtschaftskammer 
und Landarbeiterkammer sowie der Bundes­
kammer der gewerblichen Wirtschaft und dem 
Österreichischen Arbeiterkammertag zu senden. 

Ist das Einsichtsrecht der Gesellschafter gemäß 
§ 22 Abs. 4 ausgeschlossen, die hiefür bestehende 
gesetzliche Frist verkürzt oder sonstigen Be­
schränkungen unterworfen worden, so sind der 
Geschäfts bericht, der Vorschlag der Geschäfts-' 
führer für die Gewinnveneilung und der Prü­
fungsbericht jedem Gesellschafter unverzüglich 
zuzusenden. " 

18. § 26 Abs. 1 hat zu lauten: 
"Die Geschäftsführer sind verpflichtet, ein 

Verzeichnis der Gesellschafter (Anteilbuch) zu 
führen, in welchem Namen, Beruf, Wohnsitz, 
gewöhnlicher Aufenthalt jedes Gesellschafters 
sowie der Betrag der von ihm übernommenen 
Stammeinlage und der hierauf geleisteten Ein­
zahlung einzutragen sind, und in das jeder, der 
ein rechtliches Interesse bescheinigen kann, 
während der Geschäftsstunden Einsicht nehmen 
kann." 

19. § 29 Abs 1 Z. 1 hat zu lauten: 

,,1. das Stammkapital 1 000 000 S und die 
Anzahl der Gesellschafter fünfzig übersteigen, 
oder" 

20. Der § 30 hat zu lauten: 

,,§ 30. Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mit­
gliedern. Es können auch mehr Mitglieder bestellt 
werden, soweit dies' nicht einer Regelung der 
Mitgliederzahl im Gesellschaftsvertrag wider­
spricht. 

21. Nach § 30 sind die folgenden§§ 30 abis 
30 1 einzufügen: 

,,§ 30 a. Eine juristische Person oder eine Per­
sonengesellschaft (Offene Handelsgesellschaft, 
Kommanditgesellschaft) kann nicht Aufsichts­
ratmitglied sein. Mitglied kann ferner nicht 
sein, wer bereits in zehn Aktiengesellschaften und 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung Auf­
sichtsratsmitglied ist. 

Sitze einer Person in mehreren Aufsichtsräten, 
in die das Mitglied gewählt oder entsandt ist, um 
die wirtschaftlichen Interessen des Bundes, eines 
Landes; eines Gemeindeverbandes, einer Ge­
meinde, eines mit der Gesellschaft konzernmäßig 
verbundenen Wirtschaftsunternehmens (§ 115) 
oder einer Kreditunternehmung, die mit der 
Gesellschaft in dauernder bankmäßiger Verbin-
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dung steht, zu wahren, werden nur als ein Sitz I Die entsandten Aufsichtsratsmitglieder können 
gerechnet. Diese Bestimmung darf aber nicht von den Entsendungsberechtigten jederzeit abbe­
dazu führen, daß jemand mehr als 20 Aufsichts- rufen und durch andere ersetzt werden. 
rats sitze innehat. 

Sitze, die dieselbe Person in den Aufsichtsräten 
von Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
und von Aktiengesellschaften innehat, sind 
zusammenzurechnen. 

Liegt in der Person eines entsandten Mitglieds 
ein wichtiger Grund vor, so hat das Gericht auf 
Antrag einer Minderheit, deren Anteile zusammen 
den zehnten Teil des Stammkapitals erreichen, 
das Mitglied abzuberufen. Dies gilt . auch für das 
gemäß § 30 b Abs. 1 gewählte Aufsichtsrats-

§ 30 b. Die Aufsichtsratsmitglieder werden durch mitglied. 
Gesellschafterbeschluß gewählt. Falls wenigstens Sind die im Gesellschaftsvertrag bestimmten 
drei Aufsichtsratsmitglieder von derselben Gene- Voraussetzungen des Entsendungsrechts weg­

. ralversammlung zu wählen sind, kann von einem gefallen, so kann durch Gesellschafterbeschluß 
Drittel des in der Generalversammlung vertrete- das entsandte Mitglied mit einfacher Stimmen­
nen Stammkapitals verlangt werden, daß die mehrheit abberufen werden. 
Wahl für jedes zu bestellende Mitglied des Auf-
sichtsrats abgesondert erfolge. Ergibt sich vor § 30 d. Gehört dem Aufsichtsrat· länger als 
der Wahl des letzten zu bestellenden Mitglieds, drei Monate weniger als die zur Beschlußfähigkeit 
daß wenigstens der dritte Teil aller abgegebenen nötige Zahl von Mitgliedern an, so hat ihn das 
Stimmen bei allen vorangegangenen Wahlen Gericht auf Antrag der Geschäftsführer, eines 
zugunsten derselben· Person, aber ohne Erfolg Aufsichtsratsmitglieds oder eines Gesellschafters 
abgegeben worden ist, so muß diese Person ohne auf diese Zahl zu ergänzen. Die Geschäftsführer 
weitere Abstimmung als für die letzte Stelle sind verpflichtet, den Antrag zu stellen. 
gewählt erklärt werden. Diese Vorschrift findet auf Wenn ein Aufsichtsrat nach Gesetz oder Gesell­
Wahlen von Mitgliedern des Aufsichtsrats 80- schaftsvertrag bestellt werden muß, hat das 
lange keine Anwendung, als sich im Aufsichtsrat Gericht die Bestellung gem~ß Abs. 1 von Amts 
ein Mitglied befindet, weIches auf die vorbe- wegen vorzunehmen. 
zeichnete Art durch die Minderheit gewählt Das Gericht hat die von ihm bestellten Mit-
wurde. glieder abzuberufen, wenn die Voraussetzungen 

Kein Aufsichtsratsmitglied kann für längere weggefallen sind, 
Zeit als bis zum Gesellschafterbeschluß gewählt § 30 e. Die Aufsichtsratsmitglieder können 
werden, der über die Entlastung für das vierte nicht zugleich Geschäftsführer oder dauernd 
Geschäftsjahr nach der Wahl beschließt; hiebei Vertreter von Geschäftsführern sein. Sie können 
wird das Geschäftsjahr, in dem das Aufsichts- auch nicht als Angestellte die Geschäfte der 
rats mitglied gewählt wurde, nicht mitgerechnet. Gesellschaft führen. 

Die Bestellung zum Aufsichtsratsmitglied kann Nur für einen im voraus begrenzten Zeitraum 
vor Ablauf der Funktionsperiode durch Gesell- können durch Gesellschafterbeschluß einzelne 
schafterbeschIuß widerrufen werden. Der Aufsichtsratsmitglieder zu Vertretern von behin­
Beschluß bedarf einer Mehrheit, die mindestens derten Geschäftsführern bestellt werden. In dieser 
drei Viertel der abgegebenen Stimmen umfaßt. Zeit dürfen sie keine Tätigkeit als Aufsichtsrats­
Der Gesellschaftsvertrag kann diese Mehrheit mitgIiedausüben. Das Wettbewerbsverbot für 
durch eine andere ersetzen und noch andere Geschäftsführer gilt für sie nicht. 
Erfordernisse aufstellen. 

§ 30 f. Die Geschäftsführer haben jeden Wechsel 
Die Bestellung des ersten Aufsichtsrats bei der Aufsichtsratsmitglieder unverzüglich in den 

Errichtung der Gesellschaft 2:ilt bis zum G~sell-
~ Bekanntmachungsblättern zu veröffentlichen und 

schafterbeschluß, der nach Ablauf eines Jahres die Veröffentlichung .zum Handelsregister einzu­
seit der Eintragung der Gesellschaft in das reichen. 
Handelsregister zur Beschlußfassung über die 
Entlastung stattfindet. Sie kann vorher durch § 30 g. Aus der Mitte des Aufsichtsrats sind 
Gesellschafterbeschluß mit einfacher Stimmen- ein Vorsitzender und mindestens ein Stellver­
mehrheit widerrufen werden. treter zu bestellen. Die· Geschäftsführer haben 

zum Handelsregister anzumelden, wer gewählt 
ist; § 30 c. Der Gesellschaftsvertrag kann bestimm­

ten Gesellschaftern oder. den jeweiligen Inhabern 
bestimmter Geschäftsanteile das Recht einräu­
men, Mitglieder in den Aufsichtsrat zu entsenden. 

Das Entsendungsrecht kann nur den Inhabern 
s?Icher Geschäftsanteile eingeräumt werden, deren 
Übertragung an die Zustimmung der Gesellschaft 
gebunden ist. 

. Über die Verhandlungen und Beschlüsse des 
Aufsichtsrats ist eine Niederschrift. anzufertigen, 
die der Vorsitzende oder sein Stellvertreter zu 
unterzeichnen hat. 

Beschlußfassungen durch schriftliche Stimm..: 
abgabe sind nur zulässig, wenn kein Mitglied 
diesem Verfahren widerspricht. 
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Der Aufsichtsrat kann aus ·seiner Mitte einen 
·oder mehrere Ausschüsse bestellen, namentlich 
zu dem Zweck, seine Verhandlungen und Be­
schlüsse . vorzubereiten oder die Ausführung 
seiner: Beschlüsse zu überwachen. Die gemäß 
§ 110 Abs. 4 des Arbeitsverfassungsgesetzes, 
BGBl. Nr. 22/1974, in den Aufsichtsrat ent­
sandten Mitglieder des Betriebsrats haben An­
spruch darauf, daß in jedem Ausschuß des Auf­
sichtsrats mindestens ein von ihnen namhaft 
gemachtes Mitglied Sitz und Stimme hat;· dies 
gilt nicht für Sitzungen und Abstimmungen, die 
die Beiiehungen zwischen der Gesellschaft und 
den Geschäftsführern betreffen. 

. Der Aufsichtsrat oder sein Ausschuß ist nur 
dann beschlußfähig, wenn an der Sitzung minde­
stens drei Mitglieder teilnehmen. Der Gesell­
schaftsvertrag kann eine höhere Zahl festsetzen. 
Die Beschlußfähigkeit eines Ausschusses, dem 
weniger als drei Aufsichtsratsmitglieder ange­
hören, ist bei Anwesenheit seiner sämtlichen 
Mitglieder gegeben. 

§ 30 h. An den Sitzungen des Aufsichtsrats 
und seiner Ausschüsse dürfen Personen, die weder 
dem Aufsichtsrat angehören noch Geschäfts­
führersind, nicht teilnehmen. Sachverständige 
und Auskunftspersonen können zur Beratung 
über einzelne Gegenstände zugezogen werden. 

Aufsichtsratsniitglieder, die dem Ausschuß 
nicht angehören, können an den Ausschuß­
sitzungen teilnehmen, wenn der Gesellschafts­
vertrag oder der Vorsitzende des Aufsichtsrats 
nichts anderes bestimmt. 

Der Gesellschaftsvertrag kann zulassen; daß 
an den Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner 
Ausschüsse Personen, die dem Aufsichtsrat nicht 
angehören, an Stelle von Aufsichtsratsmitgliedern 
teilnehmen können, wenn sie von diesen hiezu 
schriftlich ermächtigt sind .. $ie können. auch 
schriftliche Stimmabgaben der Aufsichtsratsmit­
glieder überreichen. 

§ 30 i. Jedes Aufsichtsratsmitglied. oder die 
Geschäftsführer können unter Angabe des Zwecks 
und der Gründe verlangen, daß der Vorsitzende 
des Aufsichtsrats unverzüglich den Aufsichtsrat 
einberuft. Die Sitzung muß binnen zwei Wochen 
nach der Einberufung stattfinden. 

·Wird einem von mlnrlestens zwei Aufsichts­
ratsmitgliedern oder von den Geschäftsführern 
geäußerten Verlangenrucht entsprochen, so 
können die Antragsteller unter Mitteilung des 
Sachverhalts selbst den Aufsichtsrat einberufen. 

§ 30 j. Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsfüh­
rung zu überwachen. 

Der Aufsichtsrat kann von· den Geschäfts­
führernjederzeit einen Bericht über die Ange­
legenheiten der Gesellschaft· einschließlich ihrer 
Beziehungen zu einem Konzernunternehmen ver-

langen. Auch ein einzelnes Mitglied kann einen 
Bericht; jedoch nur an den Aufsichtsrat als 
solchen, verlangen; lehnen die Geschäftsführer 
die Berichterstattung ab, so kann der Bericht 
nur dann verlangt werden, werin der Vorsitzende 
des Aufsichtsrats oder zwei andere Aufsichts­
ratsmitglieder das Verlangen ·unterstützen. 

Der Aufsichtsrat kann die Bücher und Schriften . 
der Gesellschaft sowie die· Vermögensgegep­
stände, namentlich die Gesellschaftskllsse und 
die Bestände an Wertpapieren und Waren; ein­
sehen und prüfen, er kann ·damit auch einzelne 
Mitglieder oder für bestimmte Aufgaben beson­
dere Sachverständige beauftragen . 

Der Aufsichtsrat hatclne Generalversamm­
lung einzuberufen, wenn das Wohl der Gesell-
schaft es erfordert. . 

Der Gesellschaftsvertrag oder der Aufsichtsrat 
kann anordnen, daß bestimmte Arten .von 
Geschäften nur mit seiner Zustimmung vorge­
nommen werden sollen. 

. . 
Die Aufsichtsratsmitglieder können ihre Oblie­

genheiten nicht durch andere ausübe!} lassen. Der 
Gesellschaftsvertrag kann aber zulassen, c;laßein 
Arifsichtsratsmitglied ein anderes schriftlich mit 
seiner Vertretung bei einer einielnenSitzurig 
betraut; ein so vertretenes Mitglied ist bei der 
Feststellung der Beschlußfähigkeit eirier Sitzung 
nicht mitzuzählen. Das Recht, den Vorsitz· zu 
führen, kann nicht übertragen werden. 

§ 30 k. Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluß, 
den Vorschlag für die Gewinnverteilung und den 
Geschäftsbericht zu prüfen und der Generalver­
sammlung darüber zu berichten. 

In dem Bericht hat der Aufsichtsrat mitZuteilen, 
in welcher Art und in welchem Umfang er die 
Geschäftsführung der Gesellschaft während des 
Geschäftsjahrs geprüft hat, welche Stelle . den 
Jahresabschluß u,nd den Geschäftsbericht ge­
prüft hat und ob diese Prüfungen nach ihrem 
abschließenden Ergebnis zu wesentlichen Bean-
standungen Anlaß gegeben haben. . 

. § 30 1.· Der Aufsichtsrat ist befugt, die Gesell­
schaft bei der Vornahme von Rechtsgeschäften 
mit den Geschäftsfühtern zu vertreten und ;gegen 
diese durch Gesellschafterbeschlußbeschlossenen 
Rechtsstreitigkeiten zu führen. 

Der Aufsichtsrat hat gegeri die Geschäftsführer 
die von den Gesellschaftern beschlossenen Rechts­
streitigkeiten zu führen, wenn die Gesellschafter 
nicht besondere Vertreter gewählt haben. 

Der AufsichtSrat kann, wenn die Verantwort­
lichkeiteines seiner Mitglieder in Frage kommt, 
ohne Gesellschafterbeschluß und selbst gegen 
den Beschluß der Gesellschafter· die· Geschäfts­
führer klagen. 
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Weitere Obliegenheiten können dem Aufsichts­
rat durch den Gesellschaftsvertrag oder durch Ge­
sellschafterbeschluß übertragen werden. 

22. § 31 hat zu lauten: 

,,§ 31. Den Aufsichtsratsmitgliedern kann für 
ihre Tätigkeit eine mit ihren Aufgaben und mit 
der Lage der Gesellschaft in Einklang stehende 
Vergütung gewährt werden. Ist die Vergütung 
im Gesellschaftsvertrag festgesetzt, so kann eine 
Änderung, durch die die Vergütung herabgesetzt 
wird, durch Gesellschafterbeschluß mit einfacher 
Stimmenmehrheit beschlossen werden. 

Den Mitgliedern des ersten Aufsichtsrats kann 
nur durch Gesellschafterbeschluß eine Vergütung 
für ihre Tätigkeit bewilligt werden. Der Beschluß 
kann erst ge faßt werden, sobald über die Ent­
lastung des ersten Aufsichtsrats ein Gesellschaf­
terbeschluß gefaßt wird. 

Wird den Aufsichtsratsmitgliedern ein Anteil 
am Jahresgewinn gewährt, so berechnet sich der 
Anteil nach dem Reingewinn, d!!r sich nach 
Vornahme von Abschreibungen undWertberich­
tigungen, nach Bildung von Rücklagen und 
Rückstellungen sowie nach Absetzung der auf­
gelösten Rücklagen ergibt. Abzusetzen ist weiters 
auch ein für die Gesellschafter bestimmter Betrag 
von vier vom Hundert der geleisteten Stammein­
lagen, sofern nicht der Gesellschaftsvertrag oder 
ein Gesellschafterbeschluß eine höhere Absetzung 
bestimmt. Entgegenstehende Festsetzungen sind 
nichtig. " 

23. § 32 hat zu lauten: 

,,§ 32. über die gemäß § 25 Abs. 4 zwischen 
der Gesellschaft und Geschäftsführern geschlosse­
ne Geschäfte hat der Aufsichtsrat jeweils der 
nächsten· Generalversammlung zu berichten." 

24. § 35 Abs. 2 hat zu lauten: 

"Die Gegenstände, die der Beschlußfassung 
durch dIe Gesellschafter unterliegen sollen, kön­
nen· im Gesellschaftsvertrag vermehrt oder ver­
ringertwerden. Jedoch muß über die in Abs. 1 Z 
1, 3 und 6 bezeichneten Gegenstände immer, 
über den in Abs. 1 Z 7 bezeichneten Gegenstand 
jedenfalls in den ersten zwei Jahren nach der 
Eintragung der Gesellschaft ein Beschluß der 
Gesellschafter eingeholt werden." 

25. § 49 Abs. 3 und 4 werden aufgehoben. 

26. § 51 Abs. 1 hat zu lauten: 

"J ede Abänderung des Gesellschaftsvertrages 
ist von sämtlichen Geschäftsführern zum Han­
delsregister anzumelden. Der Anmeldung ist der 
notariell beurkundete Abänderungsbeschluß mit 
dem Nachweis des gültigen Zustandekommens an­
zuschließen. " 

27. § 52 Abs. 6 hat zu lauten: 

"Die §§ 6, 6 a und 10 sind auf die Erhöhung 
des Stammkapitals sinngemäß anzuwenden; bei 
Kapitalerhöhungen mit Sacheinlagen kann der 
Beschluß nur ge faßt werden, wenn die Einbrin­
gung von Sacheinlagen ausdrücklich und frist­
gemäß angekündigt worden ist." 

28. § 54 Abs. 3 hat zu lauten: 

"Eine Herabsetzung des Stammkapitals unter 
500 000 S ist unzulässig. Erfolgt die Herabsetzung 
durch Zurückzahlung von Stammeinlagen oder 
durch Befreiung von der Volleinzahlung, so 
darf der verbleibende Betrag jeder Stammeinlage 
nicht unter 1000 S herabgesetzt werden." 

29. § 55 Abs. 2 erster· Satz hat zu lauten: 

"Die Geschäftsführer haben unverzüglich, nach- . 
dem sie von der Eintragung benachrichtigt 
worden sind, die beabsichtigte_ Herabsetzung des 
Stammkapitals in den Bekanntmachungsblättern 
zu veröffentlichen." 

30. § 58 letzter Satz hat zu lauten: 

Im Fall einer teilweisen Zurückzahlung darf 
ei~~ Stammeinlage nicht unter 1000 S herab­
gesetzt werden." 

31. § 61 Abs. 3 hat zu lauten: 

"Die Gesellschaft gilt als Handelsgesellschaft, 
auch wenn der Gegenstand des Unternehmens 
nicht im Betrieb eines Handelsgewerbes b~teht. ce 

32. § 62 wird aufgehoben. 

33. § 68 Abs. 3 hat zu lauten: 

"Die Versteigerung ist durch ein hiezu befugtes 
Organ, durch einen Handelsmäkler oder durch 
das Gericht zu bewirken. CI 

34. § 76 Abs. 2 hat zu lauten: 

"Zur Übertragung von Geschäftsanteilen mit­
tels Rechtsgeschäftes unter Lebenden bedarf es 
eines Notariatsaktes. Der gleichen Form bedürfen 
Vereinbarungen über die Verpflichtung eines Ge­
sellschafters zur künftigen Abtretung eines Ge­
schäftsanteiles. Im Gesellschaftsvertrag kann die 
Übertragung von weiteren Voraussetzungen, ins­
besondere von der Zustimmung der Gesellschaft 
abhängig gemacht werden." 

35. § 79 Abs . .5 wird aufgehoben. 

36. § 84 Abs. 3 wird aufgehoben. 

37. § 86 hat zu lauten: 

,,§ 86. Die Auflösung einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung kann von der Verwaltungs­
behörde verfügt werden: 
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1. wenn die Gesellschaft die durch die Be- zichten und im Fall der Übernahme durch Ver­
stimmungen dieses Gesetzes (§ 1 Abs. 2) trag auch die Befriedigung der Gesellschafter zu 
gezogenen Grenzen ihres Wirkungskreises bewirken." 
überschreitet; 

2. wenn die Geschäftsführer im Betrieb des 
gesellschaftlichen Unternehmens sich einer 
gerichtlich strafbaren Handlung schuldig 
machen und nach der Art der begangenen 
strafbaren Handlung im Zusammenhalt mit 
dem Charakter des gesellschaftlichen Unter­
nehmens von dem weiteren Betrieb des­
selben Mißbrauch zu besorgen wäre. 

Die Auflösung zu verfügen ist berufen: . 

1. wenn es sich um den Betrieb von Versiche­
rungsgeschäften handelt; der Bundesmini­
ster für Finanzen; 

2. bei· anderen Gesellschaften der für den Sitz 
der Gesellschaft zuständige Landeshaupt­

.mann. 

Gegen die Entscheidung des Landeshaupt­
mannes kann binnen zwei Wächen die Betufung 
an den Bundesminister für Inneres ergriffen 
werden. 

41. § 102 hat zu lauten: 

,,§ 102. Über Angelege~heiten, die in diesem 
Gesetz dem Gericht zugewiesen sind, verhandelt 
und entscheidet, sofern es sich nicht um bürger­
liche Rechtsstreitigkeiten handelt, die dem Prozeß­
gericht zugewiesen sind, der für den· Sitz der 
Gesellschaft zuständige, zur Ausübung der Ge­
richtsbarkeit in Handelssachen berufene Gerichts­
hof erster Instanz im Verfahren außer Streit-
sachen." 

42. § 103 wird aufgehoben. 

43. § 104 hat zu lauten: 

,,§ 104. Der Bundesminister für Finanzen kann 
auch bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
in den· Fällen, in denen sonst kein Staats kom­
missär und Stellvertreter gemäß § 26 Abs. 1 Kre­
ditwesengesetz zu bestellen ist, diese Aufsichts­
organe bestellen, wenn dies zur Ausübung des 
Aufsichtsrechtes des Bundesministers für Finan. 

§ 6 Abs. 3 des Kreditwesengesetzes, BGBl. zen nach dem Kreditwesengesetz erforderlich ist." 
Nr. 63/1979, bleibt unberührt." 

38. § 91 Abs. 1 hat zu lauten: 

"Die Liquidatoren haben für den Beginn der 
Liquidation eine Bilanz (Eröffnungsbilanz) und 
weiterhin für den Schluß jedes Geschäftsjahres 
einen Jahresabschluß und bei den im § 23 Abs. 1 Z 3 
genannteri Gesellschaften einen Geschäftsbericht 
aufzustellen; das bisherige Geschäftsjahr der 
Gesellschaft kann beibehalten werden, falls seine 
Anderung nicht beschlossen wird. Unter Bedacht­
nahme auf den § 23 ist der § 211 Abs. 2 bis 5 
des Aktiengesetzes 1965 sinngemäß anzuwenden. 
Die Liquidatoren haben ferner die Auflösung 
der Gesellschaft in den Bekanntmachungsblättern 
zu veröffentlichen und dabei die Gläubiger der 
Gesellschaft aufzufordern, sich bei ihnen zu 
melden. Bekannte Gläubiger sind hiezu unmittel­
bar aufzufordern." 

39. § 93 Abs. 2 hat zu lauten: 

"Das Handelsgericht hat die Löschung in den 
Bekanntmachungs bläüern zu veröffentlichen." 

40. § 95 Abs. 1 hat zu lauten: 

"Die Liquidation unterbleibt, wenn der Bund 
ein Land oder eine Gemeinde alle Geschäftsanteile 
einer Gesellschaft mit. beschränkter Haftung 
zwecks Auflösung der Gesellschaft erworben hat 
oder das Vermögen einer aufgelösten Gesell­
schaft als Ganzes einschließlich der Schulden 
durch Vertrag übernimmt und erklärt, in sämt­
liche Verpflichtungen der Gesellschaft einzutreten, 
auf die Durchführung der Liquidation zu ver-

44. Die §§ 105 und 106 werden aufgehoben. 

45. § 108 hat zu lauten: 

,,§ 108. Die Eintragung ist zu versagen, wenn 
die Gesellschaft nicht nachweist: 

1. daß sie in dem Staat, in dem sich ihr Sitz 
befindet, nach dessen Gesetzen techtlich 
besteht und sich dort in wirklicher und regel­
mäßiger Geschäftstätigkeit befindet; 

2. daß sie für ihren gesaqlten Geschäftsbetrieb 
im Inland eine zur gültigen Zeichnung der 
Firma ihrer inländischen Niederlassung be­
rechtigte Vertretung-bestellt hat, deren Mit­
glieder im Inland ihren gewöhnlichen Auf­
enthalt haben; 

3. daß indem Staat, dem die. Gesellschaft an­
gehört, die inländischen Gesensch~ften glei­
cher Art zur Errichtung von Niederlassun­
gen auf Grundlage der Gegenseitigkeit gleich 
den dort einheimischen GeseUsc.:haftenzuge­
lassen sind." 

46. § 109 Abs. 1 hat zu lauten: 
"Soweit nicht Staatsvetttäge oder durch das 

Bundesgesetzblatt kundgemachte Regierungser­
klärungen bestehen, vermöge deren die auslän­
dische Gesellschaft sich nach ihrer gesetzlichen 
Grundlage als eine Gesellschaft der in diesem 
Gesetz bezeichneten Art darstellt und die Gegen­
seitigkeit ver bürgt ist, muß der Nachweis hiefür 
durch eine vom Bundesminister .für Justiz im 
Zusammenwirken mit den beteiligten Bundes­
ministern ausgestellte Erklärung erbracht wer­
den." 
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47. § 110 Abs. 2 hat zu lauten: 

"Der Veröffentlichung unterliegen: 

J. die Firma und der Sitz der Gesellschaft und 
der inländischen Niederlassung; 

2. der Gegenstand des Unternehmens; 

3. die Höhe des Stammkapitals und der Be­
trag der darauf geleisteten Einzahlungen; 

4. wenn der, Gesellschaftsvertrag eine Be­
schränkung der Dauer der Gesellschaft ent­
hält, der Zeitpunkt der Auflösung; 

5. wenn der Gesellschaftsvertrag Bestimmuno 
gen über die Art enthält, in der die von der 
Gesellschaft ausgehenden Bekanntmachun­
gen Zu veröffentlichen sind, diese Bestim­
mungen; 

'6. Name, Beruf, Wohnsitz, gewöhnlicher Auf­
enthalt der Mitglieder der für das Inland 
bestellten Vertretung und die Bestimmungen 
über die Art, in der sie ihre Willenserklä­
rungen abzugeben haben." 

48. § 112 Abs. 2 wird aufgehoben. 

49. § 114 hat zu lauten: 

,,§ 114. Der § 102 ist auf ausiändische Gesell­
schaften sinngemäß anzuwenden. Weitere Ein­
zahlungen auf die nicht voll eingezahlten Stamm­
einlagenund sonstige Veränderungen des Stamm­
kapitals sind von der für das Inland bestellten 
Vertretung zum Handelsregister anzumelden." 

50. Das VII. Hauptstück hat zu lauten: 

"VII. Hauptstück. 

Konzerne. 

§ 115. Sind rechtlich selbständige Unterneh­
men zu wirtschaftlichen Zwecken unter einheit­
licher Leitung zusammengefaßt, so bilden sie einen 
Konzern; die einzelnen Unternehmen sind Kon­
zernunternehmen. 

Steht ein rechtlich selbständiges Unternehmen 
auf Grund von Beteiligungen oder sonst un­
mittelbar oder mittelbar unter dem beherrschen­
den Einfluß eines anderen Unternehmens, so 

'gelten das herrschende und das abhängige Unter-
nehmen zusammen als Konzern und einze.1n als 
'Konzern unternehmen: " 

51. Die §§ 116 bis 120 werden aufgehoben. 

Artikel II 

Artikel III 

§ 1. Dieses Bundesgesetz tritt mit dem 1 ~ Jän­
ner 1981 in Kraft. 

§ 2. Beträgt das Stammkapital einer am 
L Jänner 1981 bestehenden Gesellschaft zwar 
mindestens 500 000 S, ist es aber nicht mit dem 
Betrag von mindestens 250 000 S aufgebracht, so 
ist bis zum 31. Dezember 1986 der Fehlbetrag 
auf 250 000 S bar einzuzahlen und nach den für 
die Gründung geltenden Bestimmungen anzu-
melden. ' , 

§ 3. Soweit der Gesellschaftsyertrag einer am 
1. Jänner' 1981 bestehenden Gesellschaft den 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes nicht ent­
spricht, ist seine Anpassung zu beschließen und 
bis zum 31. Dezember 1982 zum Bandelsregister 
anzumelden. Gesellschaften, die einen den Be­
stimmungen dieses Bundesgesetzes entsprechen­
den Gesellschaftsvertrag nicht rechtzeitig ange­
meldet haben, ist eine Nachfrist von sechs Mo­
naten ab Rechtskraft des ,Beschlusses mit der An­
drohung zu setzen, daß sie nach fruchtlosem 
Ablauf der Nachfrist aufgelöst werden. Die Auf­
lösung darf nur wegen solcher Mängel erfolgen, 
die im Beschluß, mit dem die Nachfrist gesetzt 
wurde, bezeichnet worden sind. Bei Anpassung 
des Gesellschaftsvertrages an die Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes kann eine Bestimmung 
des Gesellschaftsvertrages, die die Bestellung 
eines Aufsichtsrats anordnet, aufgehoben werden 
oder durch eine Bestimmung ersetzt werden, nach 
der ein Aufsichtsrat bestellt werden kann, aber 
nicht muß. 

§ 4. Ist das Stammkapital einer am 1. Jänner 
1981 bestehenden Gesellschaft geringer als 
500000 S, so ist bis zum 31. Dezember 1986 
eine Kapitalerhöhung auf mindestens diesen 
Bettag durchzuführen und der Gesellschafts­
vertrag diesbezüglich anzupassen und zur Ein­
tragung in das Handelsregister anzumelden. Die 
Mindestbareinlagen sind voll einzuzahlen; frü­
here Bareinzahlungen sind jedoch anzurechnen. 

§ '5. Die Bareinlage kann durch Kapitaler­
höhung aus Gesellschaftsmitteln ersetzt werden; 
der § 2 Abs. 5 und 6 des Kapitalberichtigungs­
gesetzes ist auf Geselischaften, die nach Gesetz 
oder Gesellschaftsvertrag einen Aufsichtsrat haben 
müssen, sinngemäß anzuwenden. Die für gemein­
nützige 'Bauvereinigungen geltenden' Bestim­
mungen über Kapital-und Gewinnausschüttun­
gen bleiben unberührt. 

Die im Gesetz vom 6. März 1906, RGBl. Nr. 58, § 6. Langen die Anmeldungen gemäß §§2 und 
über Gesellschaften mit beschränkter Haftung 4, nicht spätestens am 31. Dezember 1986 bei 
vorkommenden Begriffe "Rechnungsabschluß", Gericht ein, so hat dieses der Gesellschaft eine 
"jährliche Bilanz" und "Jahresbilanz" werden ,Nachfrist von sechs Monaten ab Rechtskraft des 
durch den Begriff "Jahresabschluß" ersetzt. Beschlusses zu setzen. 
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§ 7. Werden die Beschlüsse gemäß § 3 oder § 4 
rechtzeitig gefaßt, jedoch für nichtig erklärt oder 
wird eine rechtzeitig beantragte Eintragung des 
Beschlusses vom Gericht abgelehnt, so läuft eine 
Nachfrist von sechs Monaten nach rechtskräftiger 
Feststellung. der Nichtigkeit oder ab· rechts­
kräftiger Ablehnung der Eintragung. 

,§ 8. . Gesellschaften, deren zum Handelsre­
gister innerhalb der Nachfrist eingereichter Ge­
sellschaftsvertrag nicht den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes entspricht, oder deren, wenn 
auch an dieses Bundesgesetz angepaßter Gesell­
schaftsvertrag nicht innerhalb Jer Nachfrist zum 
Handelsregister angemeldet wird, oder die die 
Beschlüsse nach den vorstehenden Bestimmungetl 
nicht rechtzeitig anmelden,' sind vom Gericht 
von Amts wegen aufzulösen. Die Auflösung tritt 
mit dem Tag ihrer Eintragung in das Handels­
register in Wirksamkeit. 

§ 9. Für Gesellschafterbeschlüsse nach den 
'vorstehenden Bestimmungen genügt die Mehr­
heit der abgegebenen Stimmen. 

§ 10. Eine Gesellschaft, die kein V ollhandels­
gewerbe oder kein Handelsgewerbe betreibt, 
und die gemäß §§ 2 bis 4 zur Einzahlung 
des Fehlbetrages auf 250 000 S oder zur 
Kapitalerhöhung verpflichtet ist, kann ihre Um­
wandlung in sinngemäßer Anwendung des Bun­
desgesetzes vom 7.' Juli 1954, BGBL Nr. 187, 
über di~ Umwandlung von Handelsgesellschaften 
durch Ubertragung des Unternehmens auf einen 
Gesellschafter (Nachfolgeunternehmer) oder auf 
eine Erwerbsgesellschaft nach bürgerlichem Recht 
(Nachfolgeunternehmen) beschließen; der Be­
schluß ist bis längstens 31. Dezember 1986 zum 
Handelsregister anzumelden. 

§ 11. Hat eine Person mehr Sitze in Auf­
sichtsräten inne, als gemäß § 30 a Abs. 1 zulässig 
sind, so kann sie in den Aufsichtsrat einer Ge­
sellschaft mit beschränkter Haftung oder einer 
Aktiengesellschaft erst berufen werden, sobald 
hiedurch die gesetzliche Höchstzahl nicht mehr 
übersdl1:itten wird. 

§ 12. Eine Stammeinlage, die am 1. Jänner 
1981 nicht mehr als 1 000 S beträgt, kann nicht 
herabgesetzt werden; ihre Erhöhung auf jeden 
Betrag ist zulässig. 

§ 13. Die Bestimmungen über die Rechnungs­
legung, den Geschäftsbericht und die Veröffent­
lichung des Jahresabschlusses sind erstmals für 
das nach dem 31. Dezember 1980 beginnende 
Geschäftsjahr anzuwenden. Die Anwendung auf 
frühere Geschäftsjahre ist zulässig. Wird von 
dieser Möglichkeit kein Gebrauch gemacht, so 
gelten die' bisherigen Bestimmungen. 

Auf Gesellschaften, deren Aufsichtsrat nicht 
nach Gesetz zu bestellen ist, sind die Bestimmun­
gen des § 23 Abs. 1 Z 3 erstmals' für das na<;h 
dem 31. Dezember 1983 beginnende Geschäfts­
jahr anzuwenden. 

Artikel IV, 
§ 1. (1) Beschließt eine Gesellschaft, die gemäß 

Artikel III §§ 2 und 4 zur Einzahlung des Fehl­
betrages auf 250 000 S oder zur Kapitalerhöhung 
verpflichtet ist, ihre Umwandlung nach dem 
Bundesgesetz vom 7. Juli 1954, BGBL Nr. 187, 
über die Umwandlung von Handelsgesellschaften, 
durch Übertragung des Unternehmens auf einen 
Gesellschafter (Nachfolgeunternehmer) oder auf 
eine offene Handelsgesellschaft oder Komman­
ditgesellschaft (Nachfolgeuntertlehmen), und 
wird der Beschluß }:Jis längstens 31. Dezember 
1986 zum Handelsregister angemeldet, so unter­
bleibt bei der umgewandelten Gesellschaft, wenn 
ihre Buchwerte weitergeführt werden, eine Be­
steuerung gemäß den §§ 18 und 19 Abs. 1 des 
Körperschaftsteuergesetzes 1966, BGBL Nr. 156. 
Bei den Anteilseignern löst eine solche Umwand­
lung keine Besteuerung vom Einkommen und 
Ertrag aus. 

(2) Der Abs. 1 ist auch auf Gesellschaften an­
zuwenden, auf die die Voraussetzungen des 
Artikels III § 10 zutreffen, wenn im Rahmen der 
Umwandlung ein Betrieb übertragen wird. 

(3) Der § 3 Abs. 2 und die §§ 4 bis 7 im Artikel II 
sowie die. Artikel VI und VII des Strukturver­
besserungsgesetzes, BGBL Nr. 69/1969, sind auf 
Vorgänge im Sinne der Abs. 1 und 2 entsprechend 
anzuwende~. Der Abzug von Verlusten gemäß 
§18 Abs.l Z4 des Einkommensteuergesetzes 1972, 
BGBL Nr. 440, und von Fehlbeträgen gemäß 
§ 6 Abs. 3 des Gewerbesteuergesetzes 1953, BGBL 
Nr. 2/1954, die vor der Umwandlung ent­
standen sind, kann von den Rechtsnachfolgern 
mit jenem Betrag in Anspruch genommen werden, 
der sich aus dem Ausmaß ihrer Beteiligung an der 
umgewandelten Gesellschaft im Zeitpunkt der 
Umwandlung ergibt und der dem übertragenen 
Betrieb zugerechnet werden kann; das Ausmaß 
der Beteiligung verringert sich um jene Anteile, 
die nach dem 31. Dezember 1979 im Wege der 
Einzelrechtsnachfolge erworben worden sind, 
sofern die vorzutragenden Verluste oder Fehl­
beträge nicht erst in Wirtschaftsjahren entstanden 
sind, die nach dem Anteilserwerb begonnen 
haben oder in Abgabenvorschriften nicht aus­
drücklich etwas anderes vorgesehen ist. 

(4) Scheiden Wirtschaftsgüter aus Anlaß der 
Umwandlung im Sinne der Abs. 1 bis 3 infolge 
eines Wechsels der Gewinnermittlungsart aus dem 
Betriebsvermögen aus oder bleibt ihr Wert beim 
Rechtsnachfolger außer Ansatz, so sind die stillen 
Rücklagen, die sich als Unterschiedsbetrag zwi­
schen dem gemeinen Werf und den Buchwerten 
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ergeben, vom Rechtsnachfolger im ersten Wirt­
schaftsjahr zu versteuern. Dies gilt auch für 
alle sonstigen Gewinnerhöhungen und Gewinn­
minderungen, die sich aus dem Wechsel der 
Gewinnermittlungsart oder der Änderung der 
Besteuerungsgrundsätze ergeben. Ein sich daraus 
insgesamt ergebender Gewinn ist bei der 
Festsetzung der Einkommensteuer als Über­
gangs gewinn im Sinn des § 37 Abs. 2 Z 3 
des Einkommensteuergesetzes zu behandeln. 

(S) Die Abs. 1 bis 4 sind nicht anzuwenden, 
wenn 

1. in die Gesellschaft Betriebe oder Teilbe­
triehe unter Inanspruchnahme des be­
günstigten Steuersatzes gemäß § 8 Abs. 3 
zweiter Satz des Strukturverbesserungs­
gesetzes eingebracht und die Beschlüsse 
nach dem 31. Dezember 1979 zum Handels­
register angemeldet worden sind, oder 

2. das Stammkapital der Gesellschaft nach dem 
31. Dezember 1979 durch Kapitalherab­
setzung auf einen Betrag von weniger als 
SOO 000 S herabgesetzt worden ist; unbe­
rührt davon ist die Kapitalherahsetzung 

zum Zwecke der Sanierung einer sanierungs­
bedürftigen Gesellschaft ohne Rückzahlung 
von Stammeinlagen. 

§ 2. (1) Beschließt eine Gesellschaft in An­
wendung des Artikels UI § 5 eine Erhöhung ihres 
Stammkapitals aus Gesellschaftsmitteln und wird 
der Beschluß bis längstens 31. Dezember 1986 
zum Handelsregister angemeldet, so löst der 
Erwerb der neuen Anteilsrechte durch die Ge­
sellschafter keine Besteuerung vom Einkommen 
und Ertrag aus. 

(2) Der § 1 Abs. 2 und die §§ 2 bis 6 des Bundes­
gesetzes vom 6. Juli 1966, BGBl. Nr. 157, über 
steuerliche Maßnahmen bei der Kapitalerhöhung 
aus Gesellschaftsmitteln, sind entsprechend an­
anzuwenden. 

Artikel V 

Mit der Vollziehung des Artikels I Z 43 und 
51 sowie des Artikels IV dieses Bundesgesetzes 
ist der Bundesminister für Finanzen, im übrigen 
der Bundesminister für Justiz hetraut. 
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